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Beglaubigte Abschrift 

Sozialgericht Berlin 

S 70 AY 232/17 ER 

Beschluss 

in dem einstweiligen Rechtsschutzverfahrer, 

- Antragstellerin - 
Proz -Bev.: 
Rechtsanwälte Gerioff & GIsbach, 
immanuelldrohstr. 3-4. 10405 Berlin, 
- 1597/20/7 VGE 

gegen 

das Land F3eriin, vertreten durch das Landesamt für Flüchtlingsangelegenheiten Berlin. 
Darwinstr. 14-1a, 10589 Berlin, 

- Antragsgegner - 

hat die 70. Kammer des Sozialgerichts Berlin am 30. Januar 2018 durch ihren Vorsitzenden, 
den Richter am Sozialgericht Ploetze. beschlossen: 

Der Antragsgegner wird im Wege der einstweiligen Anordnung dem Grunde 

nach verpflichtet, der Antragstellerin für den Zeitraum ab dem 30,01.2018 bis 

zum 3t05,2018, längstens jedoch für die Dauer des tatsächlichen Aufenthalts 

der Antragsteiferin im Bundesgebiet, vorläufig Grundleistungen nach § 3 Abs. 2 

Asylbewerberfeistungsgesetz (AsylbLG) zu gewähren. 

Im Übrigen wird der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung 
zurückgewiesen, 

Der Antragsgegner hat 1/4  (drei Viertel) der notwendigen außergerichtlichen 
Kosten der Antragsteilerin zu tragen, 
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Der Antragstellerin wird für das einstweilige Rechtsschutzverfahren vor dem 

Sozialgericht Berlin mit Wirkung vorn 15.01.2018 Prozesskostenhilfe bewilligt 

und Rechtsanwalt Volker Gerloff, Immanuelldrehstr. 3-4, 10405 Berlin, 

beigeordnet. 

Gründe 

Der am 20.12.2017 bei Gericht eingegangene erstwellige Rechtsschutzantrag der 

Antragstellerin. mit dem sie beantragt, 

den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu v•srpflichten der 

Antragstellerin vorläufig Leistungen nach dem AsytLG ab dem 20,12.2017 zu 

bewilligen, 

war zunächst in entsprechender Anwendung dee § 123 SOG. unabhängig von der konketen 

Fassung des gestellten Antrags und bei verständiger Würdigung des verfolgten Begehrens, 

dahingehend auszulegen. dass de Antragstellerin beantragt, 

den Antragsgegner im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, der 

Antragstellerin für den Zeitraum ab dem 20.12.2017 voriäufig Grundleistungen nach § 

3 Abs. 2 AsylbLO zu gewähret). 

Denn das Begehren der Antragstellerin. die gegenwärtig nicht ql einer Aufnahmeeinrichtung 

im Sinne des § 44 Abs. 1 AsyiG, sondern privat bel ihren volljährigen. in Berlin lebenden 

Kindern untereebracht ist, ist erkennbar darauf gerichtet, die Grundleistungen nach § 3 Abs 

AsylbLG zu erhalten. 

Der dahingehend ausgelegte Antrag;  bei dem es sich um einen Antrag auf Erlass einer 

einstweiligen Regelungsanordnung gemäß § 86b Abs. 2 S. 2 SOG handelt. ist zulässig und in 

dem aus dem Beschlusstenor ersichtlichen Umfang auch begründet. 

Nach § 86b Abs. 2 S 2 SOG kann das Gercht eine einstweiiige Anordnung zur Regelung 

eines vDriaufigen Astandes in Bezug auf ein str 	Rechtsverheitnis treffen wenn eine 

solche Regelung zur Abwendung wesentlicher Nachteile nötig erscheint. Der geltend 

gemachte Anspruch (Anordnungsanspruch) und die Notwendigkeit der vorlaufgen Regelung 

(Anordnungsgrund) sind gemäß § 86b Abs. 2 S. 4 SGG i.V. m. § 920 Abs. 2 ZPO glaubhaft zu 

machen. 
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Gemessen an dieser: Grundsatzen hat die Antragstellerin einen Anordnung.sanspruch und 
einen Anordnungsgrund glaubhaft gemacht, soweit sie für den Zeitraum VOM 30.01 2O8 bis 

zum 31,05.2018 die vorläufige Gewährung von Grundleistungen nach § 3 Abs. 2 AsylbIG 
begehrt (dazu 1.). Soweit die Antragsteilerin für darüberhinausgehende ZeitrauMe die 

Gewährung von Grundleistungen nach .§ 3 Abs. 2 AsylbLG beansprucht, hat sie einen 
Anordnungsgrund hingegen nicht glaubhaft gemacht so dass der Antrag auf Erlass einer 
einstweiiigen Anordnung insoweit teilweise zuruckzuv,eiser, war (dazu 2.Y 

Die Antragstellerin hat ausreichend glaubhaft gemacht, dass ihr gegen den Antragsgegner ein 

Anspruch auf Gewährung der Grundleistungen gemäß § 3 Abs. 2 AsylbLG zusteht 
(Anordnungsanspruch). Dieser Anspruch steht Leistungsberechtigen nach § 1 AsylbLG zi‘ 

die außerhalb von Aufnahmeeinrichtungen im Sinne von § 44 Abs. 1 AsylG untergebracht 
sind. 

Diese Voraussetzungen sind bei der Antragstellerin erfüllt. 

Die Antragstellerin ist leistungsberechtigt nach § 1 AsylbLG, Dies erbt sich entweder aus § 1 

Abs. 1 Nr. 1 AsylbLG oder jedenfalls aus § 1 Abs. 1 Nr. 5 As,ylbt.G. Denn die Antragstellerin 
ist venezolanische Staatsangehörige und sie hält sich gegenwärtig tatsächlich im 
Bundesgebiet auf. Sie verfügte wegen des von ihr gesteliten Asylantrags und les 
ausgestellten Ankunftsnachweises (§ 63a Abs 1 AsylG) jedenfaUs ursprünglich über eile 
A,ufenthaitsgestattung nach § 55 Abs 1  S 1 AsylG, so dass sie. sofern dese 
Aufenthaltsgestattung weiterhin wirksam sein sollte, zum Kreis der leistungsberechtigten 
Personen nach § 1 Abs. 1 Nr. 1 AsylbLG gehören würde. Sofern die .Aufenthaltsgestattung 

der Antragstelierin wegen der bereits erfolgten Ablehnung des Asylantrags (Bescheid des 
Bundeamts für Migration und Flüchtlinge vom 27.09,2017) zwischenzeitlich gemäß § 67 Abs. 

1 AsylG erloschen sein sollte. wäre die Antragstellerin vollziehbar ausreispflichtig, so dass sie 
in diesem Fall zum Kreis der ieistungsberechtigten Personen nach .§ 1 Abs. 1 Nr. 5 AsylbLG 
gehören würde, 

Die Antragstellerin ist gegenwärtig nicht in einer Aufnahmeeinrichtung im Sinne des § 44 Abs. 
1 AsylG, sondern privat bei ihren -voiljährigen, in Berlin lebenden Kindern untergebracht. 

Die Antragstellerin hat ausreichend glaubhaft gemacht, dass die Vorschrift des § 7 Abs. 1 S 1 
AsylbLG einem Anspruch auf Gewährung der Grundleistungen nach § 3 Abs. 2 AsylbLG noht 
entgegensteht Nach dieser Vorschrift sind Einkommen und VermOgen, uber cas verfugt 
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werden kann, von dem Leistungsberechtigten und seinen Fantilienangehörigen.  die m selben 
Haushalt leben. vor Eintntt von Leistungen nach diesem Gesetz aufzubrauchen. 

Di Antragstellerin selbst verfügt, was zwischen den Beteiligten letztlich unstreitig ist, zurzeit 

während ihres Aufenthalts im Bundesgebiet über kein eigenes Einkommen. Zudem hat die 

Antragsteilerin durch die eingereichte eidesstattliche Versicherung (81. 25 der GerichtsaktfA 

wonach sie in Europa über kein Bankkonto verfüge, wonach sich auf ihrem Bankkonto in 

Venezuela lediglich noch ein Guthaben in Höhe von etwa 10000 E befände und wonach sie 
weder in Südamerika noch in Europa über anderweitiges Vermögen verfüge, ausreichend 
giaubhaft gemacht, dass sie selbst nicht über einzusetzendes Vermögen im Sinne des § 7 
Abs 5. 1 AsylbLG verfügt 

Das Einkommen und (etwaiges) Vermögen der beiden in Been lebenden, voljahri.ge,n Kinder. 
stellt. entgegen der vom Antragsgegner vertretenen Auffassung. .kein eineeeetzendes 

Einkommen und Vermögen nach § 7 Abs. 1 S 1. .AsyhLG dar, weil es sich teei .volljährigen 
Kindern des Leistungsberechtigten nicht um Familiena,ngehörige im Sinne des § 7 Abs. 1 S. 1 

AsylbLG handelt, so dass das Einkommen und Vermögen volljähriger Kinder für einen 

Leistungsanspruch der Eltern nach dem AsylbLG ohne Belang ist. Der Begriff der 
Familienangehörigen im Sinne des § 7 Abs. 1 S. 1 .AsylbLG wird weder in § 7 Abs. 1 S. 

AsylbLG definiert noch kann aus anderen Vorschriften des AsyibLG ein einheitliches, eigenes 

Begriffeverstandnis .abgeleitet werden. Wegen dieser Lückenhaftigkeit der Regelungen des 

AsylbLG und wegen der Entstehungsgeschichte des AsylbLG kann zur Beantwortung der 
Frage, wessen Einkommen im Rahmen der Leistungen nach dem Aeyibl.G zu berücksichtigen 
ist, daher nur auf die Vorschriften des SGB X11 zurückgegriffen werden (BSG, Urteil vom 
26.06.2013 — B 7 AY 6/11 R. LSG Nordrhein-West-feien. Beschluss vom 21 09 200 L 20 B 
50/09 As( ER, LSG Niedersachen-Bremen, Urteil vom 19.06.2007 L 11 AY 80/061 Schmidt ;n 
iirisPK-SGB Xli. 2 Auflage. Stand 11.08.2016. ;(); 7 AsylbLG Rn. 21 Hohn-i :n 
Schelrnorn/Hohm/Sch&der, BGB X.Ii. 19 Auflage, § 7 AsyibLG Rn. 13). Dies hat zur Folge 

dass ;n entsprechender Anwendung von §§ 19 Abs. 1., 20, 27 SGB X11 auch im Bereich des 
AsylbLG ausschließlich das eigene Einkommen und Vermögen des Leistungsberechtigten, 
das Einkommen und Vermögen des nicht getrennt lebender Ehegatten oder Lebenspartners 

oder einer in eheähnlicher Gemeinschaft lebenden Person und bei minderjährigen Kindern 
das Einkommen und Vermögen der Eltern berücksichtigt werden darf, wohingegen das 
Einkommen und Vermögen volljähriger Kinder oder sonstiger Verwandter kein einzusetzendes 
Einkommen im Sinne des AsylbLG darstellt (BSG, Urteil ,vom ,26,.06,2013 	AY 6/11  R 
LSQ Nordrhein-Westfalen, Beschluss vom 21..0920..10 	L 20 e 	 .L.SG 
rsliedersachen-Bremer. Urteil vom 19,06.2007 — L 11 AY 80/06; Schmidt in jurisPK-SGB 
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2 Auflage. Stand 11.0820.16. § 7 AsylbLG Rn. 21, Hohm n ScheIthorneilotimi3cheider, 

Xil, 19. Auflage. §7-AsylbLG Rn.13). 

Die Vorschrift des § 8 Abs. 	S. 1 AsylbLG steht einen Anspruch der Antragstellerin auf 

Gewährung der Grundieistungen nach § 3 Abs. 2 AsylbLG ebenfalls nicht entgegen Nach 

dieser Vorschrift werden Leistungen nach diesem Gesetz nicht gewährt soweit der 

erforderliche Lebensunterhalt anderweitig, insbesondere auf Grund einer Verpflichtung nach § 

68 Abs. 1 S. 1 AufenthG gedeckt wird. 

Im vorliegenden Fall ist nicht ersichtlich, dass der erforderliche Lebensunterha dar 

Antragstellerin tatsächlich anderweitig gedeckt würde. Soweit der Antragsgegner 

diesbezüglich darauf hinweist, dass der Antragstellerin gemäß § 1601 BGB 

Unterhaltsansprüche gegen ihre volljährigen Kinder zustünden, führt allein dieses (etwaige) 

Bestehen von Unterhaltsansprüchen nicht dazu>  dass hierdurch von einer anderweitigen 

Bedarfsdeckung im Sinne des § 8 Abs. 1 5. 1 AsylbLG ausgegangen werden kann. 

Schließlich setzt die Vorschrift nach ihren insoweit eindeutigen Wodlaut voraus, dass der 

leistungsberechtegter, Person die zur Deckung ihres Bedarfs erforderlichen Mittel tatsächlich 

zur Vertilgung stehen. so  dass das bloße Bestehen von Leistunfflnspruchen gegen Dritte 

(z.B. Unterhaitsansprüche). Ansprüchen hach dem AsylbLG regeimailig nicht e.htgeigensteht 

(Groth in juris-PK-SGB Xil, 2. Auflage. Stand 09 082017, § 8 AsylbLG Rn 	cj. bin 

vorliegenden Fall haben die beiden in Berlin lebenden. volljährigen Kinder der Antragsteilern 

gegenüber .dem Antragsgegner mehrfach sinngemäß erklärt>  dass sie sich aufgrund ihrer 

eigenen finanziellen Verhältnisse nicht dazu in der Lage sähen, die Antragstellern finanziell 

zu unterstützen (Erklärung der Tochter vom 27 10.2017 und Erklärung des Sohnes vom 

20.10.2017, Bi. 138 und 184 der Verwattungsakte).. Unabhängig davon, ob der Vortrag der 

beiden Kinder der Antragstellerin zur ihrer eigenen finanziellen Situation zutrifft, kann aus 

diesem Vortrag nur geschlossen werden, dass der Antragstellerin zurzeit Jodeinfails keine 

Unterhaltszahlungen durch ihre Kinder tatsächlich zufließen Eine anderweitige 

Bedarfsdeckung im Sinne des § 8 Abs. 1 S. 1 AsylbLG ist bei dieser Sachlage nicht gegeben. 

Vieimehr ist der Antragsgegner, sofern er weiterhin vom Bestehen von Unterhaltsansbruchen 

ausgehen sollte, auf die bestehende Möglichkeit zur Llberleltung dieser etwaigen Ansprüche 
nach § 7 Abs. 4 AsylbLG 	§ 93 SGB >Ui zu verweisen. 

Soweit die Antragsteilerin am 29.09.2017 gegenüber dem Antragsgegner erklärt hat, dass sie 

„auf alle Leistungen verzichte" (Bi. 60 der Verwaltungsakte) steht diese Erklärung einem 

Anspruch der Antragstellerin auf Gewährung der Grundleistungen nach § 3 Abs 2 Asylbi..G 

jedenfalls für den Zeitraum ab dem 30.01.2018 ebenfalls nicht entgegen. Denn selbst wenn es 

sich hierbei um einen wirksamen Verzicht auf die Gewährung von Leistungen nach den 
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AsylbLG handeln sollte, hätte die Antragstellerin diesen Verzicht durch ihre erneute 

Vorsprache am 13.10.2017, bei der sie um erneute Prüfung der Leistungsgewährung gebeten 

hat (BI. 121 der Verwaltungsakte). in entsprechender Anwendung des § 46 Abs SGE I ml 

Wirkung für de Zukunft widerrufen, 

Die Antragstellerin hat damit im Ergebnis glaubhaft, dass ihr gegen den Antragsgegner ein 

Anspruch auf Gewährung der Grundleistungen nach § 3 Abs. 2 Asybi_G zusteht, so dass ein 
Anordnungsanspruch gegeben ist. 

Die Antragstellerin hat für den Zeitraum vom 30.01.2018 bis zum 31 05 2018 auch das 

Vorliegen eines Anordnungsgrundes. das heißt die Notwendigkeit einer vorläufigen Regelung 

zur Abwendung wesentlicher Nachteile, glaubhaft gemacht. Der Anordnungsgrund ergibt sich 

insoweit aus dem existenzsichernden Charakter der Grundleistungen nach dem Asytt.G und 

der glaubhaft gemachten Tatsache. dass die Antragstellerin ohne eine vorläufige Gewährung 

der Grundleistungen nach dem AsylbLG ihren Lebensunterhalt zukünftig nicht bestreiten 

kann. Das Abwarten des weiteren Verwaltungsverfahrens und eines sich gegebenenfalls ncch 

anschließenden gerichtlichen Hauptsacheverfahrens kann der Antragstellerin vor diesem 

Hintergrund nicht zugemutet werden. 

Der Antragsgegner war daher, wie aus dem Beschlusstenor ersichtlich, im Wege der 

einstweiligen Anordnung zu verpflichten, der Antragstellerin für den Zeitraum vom 30.01.2018 

bis zum 31.05.2018 voriäufig Grundleistungen nach § 3 Abs 2 AsyibLG zu gewähren. wobei 

de, Leistungsoewährung vom weiteren tatsächlichen Aufenthait der Antragsteile,rin im 

Rdneesgebet anhängig zu machen war, da im Falie der Ausreise sus dem Bundesgebiet oder 

cer Abschiebung die Leistungsberechtigung der Antragstellerin nach dem Asylbt.G entfieie. 

über die konkrete liChe der der Antragstellerin für den Ze,tiaure vorn 30.01.2018 bis zum 

31.05.2018 zu gewahrenden Grundleistungen nach § 3 Abs 2 As.yibt.G hatte das Geruht 

keine Entscheidung zu treffen. Denn nach Auffassung Gerichts hat die Antragstellerin mit 

ihrem hinsichtlich der Höhe der beanspruchten Leistungen nicht weiter konkretisierten Antrag 

lediglich eine Verpflichtung des Antragsgegners dem Grunde nach beantragt. Dies fühl dazu, 

dass das Gericht in entsprechender Anwendung des § 130 Abs. 1 S. 1 SGG über die konkrete 

Höhe des vorläufigen Leistungsanspruchs keine Entscheidung treffen durfte. weil das Gericht 

nicht mehr zusprechen darf, als beantragt worden ist (Keller in. Meyei-

Ladewig/KelteriLeitherertSchmidt, SGG, 12. Auflage. § 130 Rn. 2e). 
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Soweit die Antragstellerin mit ihrem Antrag auf Erlass einer eiristweiiigen Anordnung 3:JCii für 

den Zeitraum vom 20.12,2017 bis zum 29.01.2018 und für den Zeitraum ab dem 01.06.2018 

die vorläufige Gewähreng. von Grundleistungen nach .§ 3 Abs. 2 AsylbeG beansprucht. hat sie 

einen Anordnungsgrund hingegen nicht glaubhaft gemacht. SO dass der Antrag auf Erlass 

einer einstweiligen Anordnung insoweit zurückzuweisen war. 

Für Zeiträume, die aus Sicht des heute erlassenen Beschlusses bereits in der Vergangenheit 

liegen, das heißt für den Zeitraum vom 20.12.2017 bis zum 2.9,01.2018 ergibt sich dies 

daraus, dass das gerichtliche Eilverfahren allein der Beseitigung noch bestehender Notlagen 

dient. Eine Befriedigung schon in der Vergangenheit liegender Bedarfe kann hiermit 

regelmäßig nicht erreicht werden. Ein ausnahmsweise zu berücksichtigendes besce.cleres 

Nachholbedürfnis ist im vorliegenden Faii nicht erkennbar Scriiieeiich ist die Antragstellern 

nach ihrem eigenen Vortrag von ihren beiden in Berlin lebenden, vollianrigen Kindern 

zuminde.st  mit ,Naturatiere versorgt worden, so dass eicht ersichtlich ist, dass eine 

reckwirkende Leistungsgewährung auch für den zwschenzeniich in der Vergangenheit 

liegenden Zeitraum ab Eingang des einstweiligen Rechtsschutzantrags bei Gericht am 

20 12.2017 bis zum 29.01.2018 zwingend geboten wäre, um wesentliche Nachteile 

abzuwenden. 

Für den in der Zukunft liegenden Zeitraum ab dem 01,06.2018 liegt ein Anordnungsgrund 

ebenfalls nicht vor Denn der Leistungszeitraum der einstweiligen Anordnung ist emsprecherd 

des vorläufigen Charakters des einstweiligen Rechtsschutzverfahrens immer zeitlich zu 

begrenzen. wobei das Gericht In Ausübung des ihm insoweit gemäß § 86b Abs. 2 S. 4 SGG 

i.V.rn. § 938 Abs. 1 ZPO eingeräumten Ermessens den Zeitraum der einstweiligen Anordnung 

auf den Zeitraum bis zum 31.05.2018 begrenzt hat. Diese eher kurze Begrenzung des 

Zeitraums der einstweilieen Anordnung war vorzunehmen. da unter Berücksichtigung der 

bereits erfolgen Ablehnung des Asyantrags gegenwärtig nett veriassiich abgeschätzt weroen 

kann wie iange die Antragsteile rin noch zum iiestungsberechtigten Pefsortenkreis nace dem 

AsylbeG gehseren wird. 

3, 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des 5193 SGG und 

berücksichtigt den überwiegenden :Erfolg der Rechtsverfolgung, 

Der Antragstellerin war aufgrund ihres am 15.01 2018 bei Gericht eingegangenen 

Prozesskostenhitfeantrags gemäß § 73 a Abs. 1 S. 1 SGG V m. §§ 11 4 ff ZPO 
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Prozesskostenhilfe unter Beiordnung ihres Verfahrensbevollmächtigten zu bewiliigen. da sie 

nach den persönlichen und wirtschaftlichen Verhältnissen die Kosten der Verfahrensführung 

nicht aufbringen kann, die beabsichtigte Rechtsverfclgung, ohne mutvy'illig zu erscheinen. 
hinrhende: Aussicht auf Erfoig bot (§ 73a Abs. 1 S. 1 SGG i V in §§ 11,1. 1 1 5 ZPO) und die 
Vertretung durch einen Rechtsanwalt erfOrderlich erschien (e.3.  73a Abs. 1 S 1 SGG v.m § 
121 Abs. 2 ZPO) 

Der Antragstellerin wird hiermit aufgegeben, dem Gericht jede Verbesserung ihrer 

perSönlicnen und wirtschaftlichen Verhältnisse unverzüglich und ohne weitere Aufforderung 

mitzuteilen. Diese Verpflichtung besteht bis vier Jahre nach rechtskräftiger Entscheidung oder 
sonstiger Beendigung des Verfahrens. 

Rechtsmittelbelehrung 

Hinsichtlich der Prozesskostenhilfebewilligung ist dieser Beschluss für die Beteiligten Lrtanfechtbar 
73a Abs. 1 S. 1 SGG i.V in. § 127 Abs. 2 ZPO). Die staatskesse kann gegen t;4: Bewilligung dr Pr?messkristenhiffe Besznwercie e:nlege.n. da weder Monatexalen noch 3:;$ de!.,) Beträge festgesetzt worden Ei f'1C:i i.§ 73a Abs 1 S 1 SGG IV.m. -,§; 127 Abs. 3 2.P0; 

Obngen P..,7;ieqend:esen Beschiuss gernaf!., § 172 SGG re Beschwerde  &r, das Lancess32;;I:genz,ii  ?riOglich. 

Beschwerde ist nach ,§ 1/3 SGG binnen eiries tvlor.ats nach Bekanntgabe ler F.-:nts:-.21e,eupc, ee;m 
Sozialgericht Berlin. irivaidenstrarse 52, 10557 Bern. schriftlich. ri elekironiscier Form oder md-ndlien zur Nieederschrift des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle dieses Gerichts einzulegen. 

Die Beschwerdefrist ist auch dann gewahrt, wenn die Beschwerde binnen der Frist bei jen'i .Landessozialgericht Bertin-Brandenburg>  Forsterweg 2 - 6, 14482 Potsdam. achnftilob:  in elektronischer FOrm oder mündlich zur Niede,rschrift des Urkundsbeamteri der Geschaftsstette eingelegt 

Die elektronische Form wird durch teermiltiong eines eiektroniechen Dokuments gewahrt. das für die 
BearbeItung durch das Gericht geeignet ist und 

entweder von der verantwortenden Person dualiziert elektrensc:n sign;ert ist •..:ng 
elektronische Gerichts- und Verwaltungspostfach (EGvP-,i eingereecht mal 
oder 
von der .verantwortenden Personen signiert und auf einem Sicheren überrniefungsweg gern. § 65 a Abs. 4 SovaigenchtSgeSetZ (SGG) eingereicht wird. 

Weitere Voraussetzungen:  insbesondere zu den zugelassenen Dateiformaten und zur ctualifIzerten 
elektronischen Slnattir ergeben sich aus der Verordnung über die te:. h: - -zzhers 
des elektronischen Rechtsverkehrs und ober das besonderi-: 	 8ec'.:2eice:31iach Vekironischer-RE.-:;ntsverkehr-verorenung ERVVJ tjt:,cr das; 	 -:.;iee Bundes ,,P:s! 

. heg: ••••. 	kormen 	weetere 	Informationen 	 dc 
Bearbeitungsvoraussemger und das Verfanren des eIek:fzr•:..‘ic,nen Recntsverkersi v.erden. 

Ploetze 


	Page 1
	Page 2
	Page 3
	Page 4
	Page 5
	Page 6
	Page 7
	Page 8
	Page 9



